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BUNDESGERICHTSHOF 

 
BESCHLUSS 

AnwZ (Brfg) 27/23 
 

vom 
 

2. Februar 2024 
 

in der verwaltungsrechtlichen Anwaltssache 
 
 
 
 
 
wegen Widerrufs der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 

hier: Anhörungsrüge 



- 2 - 
 
 
 

Der Bundesgerichtshof, Senat für Anwaltssachen, hat durch den Vorsitzenden 

Richter Prof. Dr. Schoppmeyer, den Richter Dr. Remmert und die Richterin 

Grüneberg sowie den Rechtsanwalt Dr. Lauer und die Rechtsanwältin 

Niggemeyer-Müller 

 
am 2. Februar 2024 

beschlossen: 

 
Die Anhörungsrüge des Klägers gegen den Senatsbeschluss 

vom 20. Oktober 2023 wird auf seine Kosten zurückgewiesen. 

 

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

 Der Kläger war seit dem Jahr 2014 zur Rechtsanwaltschaft zugelassen. 

Mit Bescheid vom 31. Mai 2022 widerrief die Beklagte die Zulassung des Klägers 

zur Rechtsanwaltschaft wegen Unvereinbarkeit seiner Maklertätigkeit mit der Tä-

tigkeit als Rechtsanwalt (§ 14 Abs. 2 Nr. 8 BRAO). Die hiergegen gerichtete 

Klage hat der Bayerische Anwaltsgerichtshof mit Urteil vom 29. März 2023 abge-

wiesen. Die Berufung des Klägers hat der Senat mit Beschluss vom 20. Oktober 

2023, dem Kläger zugestellt am 29. November 2023, auf den wegen der näheren 

Begründung verwiesen wird, als unzulässig verworfen. Hiergegen wendet sich 

der Kläger mit seiner Anhörungsrüge vom 13. Dezember 2023. 
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II. 

 

 Die nach § 112c Abs. 1 Satz 1 BRAO, § 152a VwGO statthafte und auch 

im Übrigen zulässige Anhörungsrüge des Antragstellers bleibt in der Sache ohne 

Erfolg. Der Senat hat den Anspruch des Klägers auf rechtliches Gehör nicht ver-

letzt. 

 

 Durch die Anhörungsrüge werden Verstöße sowohl gegen Art. 103 Abs. 1 

GG als auch gegen einfachgesetzliche Vorschriften erfasst, die der Konkretisie-

rung des verfassungsrechtlichen Gebots auf rechtliches Gehör dienen, auch 

wenn sie darüber hinausgehen; die Anhörungsrüge dient hingegen nicht der Be-

hebung etwaiger Fehler formeller oder materieller Natur, es sei denn, diese stel-

len zugleich Verletzungen von Verfahrensgrundrechten dar; die Anhörungsrüge 

hat nicht den Zweck, die Diskussion hinsichtlich einer dem materiellen Recht zu-

zuordnenden Frage wiederaufzunehmen (Senat, Beschluss vom 20. August 

2020 - AnwZ (Brfg) 5/20, juris Rn. 3; W.-R. Schenke in Kopp/Schenke, VwGO, 

29. Aufl., § 152a Rn. 3). Das Verfahrensgrundrecht des Art. 103 Abs. 1 GG 

schützt zudem nicht davor, dass das Vorbringen einer Partei aus Gründen des 

formellen oder materiellen Rechts unberücksichtigt bleibt oder dass das Gericht 

die Rechtsansicht eines Beteiligten nicht teilt (st. Rspr.; BVerfG, NVwZ 2016, 

1475 Rn. 14 mwN; Senat, Beschluss vom 16. Juni 2021 - AnwZ (Brfg) 2/20, juris 

Rn. 5). 

 

 Der Senat hat das vom Kläger als übergangen gerügte Vorbringen berück-

sichtigt, aber nicht für durchgreifend erachtet. Der Kläger greift mit seiner Anhö-

rungsrüge die den Beschluss vom 20. Oktober 2023 tragenden Gründe in Bezug 

auf die vom Senat zwar in Betracht gezogene, aus Rechtsgründen aber abge-
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lehnte Umdeutung der von ihm, dem Kläger, eingelegten Berufung in einen An-

trag auf Zulassung der Berufung an. Damit macht er lediglich die angebliche in-

haltliche Unrichtigkeit des angegriffenen Beschlusses, aber keinen Gehörsver-

stoß geltend. 

 

Schoppmeyer Remmert  Grüneberg 

 

  Lauer Niggemeyer-Müller 

Vorinstanz: 

AGH München, Entscheidung vom 29.03.2023 - BayAGH I - 5 - 11/22 -  


